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Ertragsteuerrecht/Umwandlungssteuergesetz

Dipl.-Kfm. Franz Ostermayer, Wirtschaftspr�fer und Steuerberater, und
Dipl.-Betriebswirt (FH) Florian Huber, Steuerberater, M�nchen*

Die Architekten- und Ingenieur-GmbH: Wirksame
Haftungsbeschr�nkung ohne steuerliche Nachteile

In StB 12/2006 haben die Autoren schon einmal aufge-
zeigt, wie die Angeh�rigen der Planungsberufe durch
Umwandlung ihrer B�ros in eine GmbH ihre Haftung
wirksam beschr�nken k�nnen. Die Motive f�r den Gang
in die GmbH haben sich seitdem nicht ge�ndert: Zahlrei-
che Haftungsf�lle, bei denen die Leistung des Haft-
pflichtversicherers hinter der Schadenssumme zur�ck
bleibt bzw. ein Haftungsausschluss des Versicherers
greift, f�hren in der Praxis nach wie vor dazu, dass die
betroffenen Architekten und Ingenieure ganz oder teil-
weise mit ihrem Privatverm�gen einstehen m�ssen.
Ge�ndert haben sich hingegen zwischenzeitlich die be-
rufsrechtlichen sowie die steuerlichen Rahmenbedingun-
gen. Der nachfolgende Beitrag gibt einen aktuellen �ber-
blick, wie die Umwandlung unter rechtlichen Aspekten
m�glichst vorteilhaft gestaltet werden kann und welche
steuerlichen Regeln dabei zu beachten sind.

I. Umwandlung in die GmbH aus berufs-
und gesellschaftsrechtlicher Sicht

1. Berufsrechtliche Rahmenbedingungen
a) Architekten
Das Berufsrecht der Architekten ist in den Baukammerge-
setzen bzw. Architektengesetzen der L�nder kodifiziert.
Nachfolgend werden die berufsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen f�r die Gr�ndung einer Architekten-GmbH am Bei-
spiel des seit dem 1. 7. 2007 in Bayern geltenden Baukam-
merngesetzes (BauKaG)1 erl�utert.

W�hrend das bis zum 30. 6. 2007 geltende Bayerische Ar-
chitektengesetz (BayArchG)2 unter den Kapitalgesellschaf-
ten nur die GmbH als zul�ssige Rechtsform festlegte, l�sst
das BauKaG alle Kapitalgesellschaften als Organisations-
form f�r Architektengesellschaften zu. M�glich sind damit
neben einer GmbH auch eine Aktiengesellschaft, eine Kom-
manditgesellschaft auf Aktien sowie vergleichbare Rechts-
formen anderer EU-Mitgliedstaaten, z.B. die britische Li-
mited. Die am besten geeignete Rechtsform d�rfte die
GmbH sein, deren Gr�ndung der Gesetzgeber mit dem Ge-
setz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Be-
k�mpfung von Missbr�uchen (MoMiG) vom 23. 10. 20083

deutlich vereinfacht hat.

Voraussetzung f�r die Gr�ndung einer Architekten-GmbH
ist neben dem Nachweis einer ausreichenden Berufshaft-
pflichtversicherung u.a., dass Mitglieder der Architekten-
kammer die Mehrheit des Kapitals und der Stimmanteile

innehaben und die Gesellschaft verantwortlich von Mitglie-
dern der Architektenkammer gef�hrt wird. Der Gesch�ftsge-
genstand muss sich auf die Berufsaufgaben der Architekten
beschr�nken. Um sicher zu stellen, dass die Kapital- bzw.
Stimmenmehrheit der Kammermitglieder nicht unterschrit-
ten wird, muss der Gesellschaftsvertrag vorsehen, dass die
�bertragung von Gesellschafts- und Kapitalanteilen an die
Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist und durch Erb-
fall erworbene Anteile ggfs. einzuziehen sind, wenn andern-
falls das Mehrheitserfordernis unterschritten w�rde (Art. 8
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BauKaG).

Wenn die Gesellschaft alle in Art. 8 BauKaG genannten Vo-
raussetzungen erf�llt und in das von der Architektenkammer
gef�hrte Gesellschaftsverzeichnis eingetragen worden ist,
darf sie in ihrer Firmierung die durch Art. 1 Abs. 1 BauKaG
gesch�tzte Berufsbezeichnung „Architekt“ bzw. eine ent-
sprechende Wortverbindung f�hren. Ein bei der Kammer
gebildeter Eintragungsausschuss pr�ft, ob die genannten
Vorschriften eingehalten wurden.

Hinweis: Daher ist es zweckm�ßig, dem Eintragungsaus-
schuss bereits vor der notariellen Beurkundung den Sat-
zungsentwurf zur Pr�fung zuzuleiten, um ggfs. einen weite-
ren Notartermin zu vermeiden.

Sind die Voraussetzungen f�r eine Eintragung in das Gesell-
schaftsverzeichnis nicht erf�llt – etwa weil der Gesch�ftsge-
genstand auch Bauausf�hrungsleistungen umfasst – unter-
liegt die Gesellschaft allein dem GmbH-Recht. In diesem
Fall darf die Berufsbezeichnung „Architekt“ in der Firmie-
rung nicht verwendet werden.

b) Ingenieure
Das Berufsrecht der Ingenieure ist in den Ingenieurgesetzen
sowie den Ingenieurkammergesetzen der L�nder geregelt.
Die Ingenieurgesetze sehen meist nur einen Schutz der Be-
rufsbezeichnung „Ingenieur“ sowie entsprechender Wort-
verbindungen vor. Art. 1 Abs. 2 des Bayerischen Ingenieur-
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gesetzes (IngG)4 regelt, dass Gesellschaften die Bezeich-
nung nur f�hren d�rfen, wenn mindestens die H�lfte der Vor-
standsmitglieder, der Gesch�ftsf�hrer oder der Personen, die
mindestens �ber die H�lfte der Stimmrechte verf�gen, die
Berufsbezeichnung „Ingenieur“ f�hren d�rfen. Besondere
Anforderungen an die Satzung einer Ingenieurgesellschaft
sind nicht vorgesehen, so dass nur die gesellschaftsrechtli-
chen Vorgaben zu beachten sind. Es bestehen auch keine Be-
schr�nkungen hinsichtlich der Rechtsformwahl.

Die Ingenieurkammergesetze enthalten weitergehende Re-
gelungen f�r die bei den Ingenieurkammern gef�hrten „Be-
ratenden Ingenieure“. In Bayern sind die Regelungen f�r Ar-
chitekten und Beratende Ingenieure gemeinsam im BauKaG
geregelt. Nach Art. 8 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 BauKaG darf die
gesch�tzte Berufsbezeichnung „Beratender Ingenieur“ in
der Firma einer Kapitalgesellschaft nur gef�hrt werden,
wenn die Kammermitglieder die Mehrheit des Kapitals und
der Stimmanteile innehaben. Zudem bestehen Anforderun-
gen an die Satzung wie bei einer Architekten-Kapitalgesell-
schaft.

2. Rechtliche M�glichkeiten der Umwandlung
a) Umwandlung durch Einzel- oder durch

Gesamtrechtsnachfolge
Nach dem Berufsrecht steht den Architekten wie auch den
Ingenieuren somit der Weg in die GmbH offen. Die Um-
wandlung kann durch Einzel- oder durch Gesamtrechtsnach-
folge bewerkstelligt werden. Bei der Einzelrechtsnachfolge
m�ssen s�mtliche Wirtschaftsg�ter des Freiberufler-Be-
triebs nach den hierf�r geltenden Vorschriften einzeln auf
die GmbH �bertragen werden. Erfolgt die GmbH-Gr�ndung
hingegen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach den
Vorschriften des Umwandlungsgesetzes, geht das gesamte
Verm�gen des bisherigen Rechtstr�gers einschließlich aller
Verbindlichkeiten und vertraglichen Verpflichtungen in
einem einzigen Rechtsakt auf die GmbH �ber.

Sobald die GmbH errichtet ist, ist deren Haftung f�r Ver-
bindlichkeiten grunds�tzlich auf das Gesellschaftsverm�gen
beschr�nkt, das im Zeitpunkt der Gr�ndung mindestens
25000 e betragen muss (§ 13 Abs. 2 GmbHG, § 5 Abs. 1
GmbHG). Die Unternehmergesellschaft nach § 5a GmbHG,
die mit einem geringeren Stammkapital gegr�ndet werden
kann, ist bei Umwandlungsvorg�ngen nicht m�glich (§ 5a
Abs. 2 Satz 2 GmbHG). F�r die Frage der Haftungsbe-
schr�nkung spielt es keine Rolle, ob die GmbH im Wege der
Einzel- oder der Gesamtrechtsnachfolge errichtet wurde.
Diese Unterscheidung ist aber bedeutsam f�r die „Altver-
bindlichkeiten“ des vormaligen Freiberufler-Betriebs:

b) Nachhaftung f�r Altschulden
Bei einer Gr�ndung im Wege der Einzelrechtsnachfolge
m�ssen die Gl�ubiger dem �bergang der Verbindlichkeiten
auf die GmbH zustimmen. Wird die Zustimmung nicht
erteilt, bleibt die Verbindlichkeit rechtlich beim Einbringen-
den zur�ck; dieser kann nur im Innenverh�ltnis von der
GmbH freigestellt werden.

Bei der Gesamtrechtsnachfolge ist eine Gl�ubigerzustim-
mung hingegen nicht erforderlich. Auch die mit den Auf-
traggebern geschlossenen Vertr�ge gehen quasi „automa-

tisch“ auf die GmbH �ber. Allerdings sieht das Gesetz eine
f�nfj�hrige Nachhaftung f�r den einbringenden Rechts-
tr�ger vor, um hier einen gewissen Ausgleich f�r die Gl�ubi-
ger zu schaffen (z.B. § 224 Abs. 2 i.V.m. § 225c UmwG
beim Formwechsel einer Partnerschaftsgesellschaft in eine
GmbH). Die F�nfjahresfrist beginnt mit der Bekanntma-
chung der Eintragung der GmbH im Handelsregister. Nach
Ablauf der Frist kann nur noch die GmbH in Anspruch ge-
nommen werden, unabh�ngig davon, wann der zugrunde
liegende Vertrag geschlossen wurde. Daneben haben die
Gl�ubiger das Recht, eine Sicherheitsleistung zu verlangen,
wenn ihre Forderungen durch die Umwandlung gef�hrdet
werden (§ 22 UmwG).

Wegen der zeitlich begrenzten Nachhaftung erweist sich die
GmbH-Gr�ndung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge als
besonders vorteilhaft.

c) Ausgliederung aus Einzelpraxis nur f�r Ingenieure,…
F�r Architekten und Ingenieure, die in Einzelpraxis t�tig
sind, k�me als Weg in die GmbH durch Gesamtrechtsnach-
folge nur eine Ausgliederung aus dem Verm�gen eines Ein-
zelkaufmanns auf eine GmbH nach § 152 UmwG in Be-
tracht. Ausgangsrechtstr�ger kann allerdings nur ein im
Handelsregister eingetragener Einzelkaufmann sein. Diese
Voraussetzung k�nnen von den beiden Berufsgruppen die
Architekten nicht erf�llen:

Der Beruf des Architekten rechnet – genauso wie z.B. �rzte,
Rechtsanw�lte und Notare – zum engen Bereich der histo-
risch tradierten freien Berufe, die einer Handelsregisterein-
tragung nicht zug�nglich sind, da nach herrschender Auffas-
sung auch aus handelsrechtlicher Sicht kein Gewerbe vor-
liegt und damit keine Kaufmannseigenschaft gegeben ist.5

Mangels Handelsregistereintragung ist somit auch keine
Ausgliederung m�glich. Eine entsprechende Anwendung
von § 152 UmwG scheitert am ausdr�cklichen Analogiever-
bot des § 1 Abs. 2 UmwG.6

Eine andere Beurteilung ergibt sich bei den Ingenieuren.
Diese �ben (f�r Zwecke des HGB) eine gewerbliche T�tig-
keit aus, wenngleich kein Handelsgewerbe i.S. von § 1
HGB gegeben ist. Der weit gefasste Katalog freier Berufe in
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG und in § 1 Abs. 2 Satz 2
PartGG ist f�r die hier vorzunehmende Abgrenzung nicht
maßgeblich.7 Der Ingenieur kann sich somit aufgrund seiner
gewerblichen T�tigkeit als Kaufmann ins Handelsregister
eintragen lassen (§ 2 HGB) und schafft damit die Vorausset-
zung f�r eine Ausgliederung seines einzelkaufm�nnischen
Betriebs auf eine GmbH.

d) … bei Ingenieur- und Architekten-GbR
Umwandlung auch �ber den Zwischenschritt
einer Partnerschaftsgesellschaft

Sind die Angeh�rigen der genannten Planungsberufe bereits
im Rahmen einer Personengesellschaft (z.B. Partnerschafts-
gesellschaft oder GbR) t�tig, gelingt hingegen die Umwand-
lung in die GmbH durch Gesamtrechtsnachfolge f�r beide
Berufsgruppen. Eine Partnerschaftsgesellschaft kann nach

4 IngG, 27. 7. 1970, BayRS 702-2-W.
5 Vgl. Koller/Roth/Morck, HGB, 5. Aufl., § 1, Rdnr. 13.
6 OLG Frankfurt a. M., 23. 9. 1999 – 20 W 353/99, NJW-RR 2000, 770.
7 Vgl. Koller/Roth/Morck, HGB, 5. Aufl., § 1, Rdnr. 13.
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§ 225a UmwG unmittelbar durch Formwechsel in eine
GmbH umgewandelt werden. Dies ist bei einer GbR nicht
m�glich. In diesem Fall kann aber der Zwischenschritt ein-
geschoben werden, die GbR zun�chst identit�tswahrend in
eine Partnerschaftsgesellschaft umzugr�nden. Dazu ist le-
diglich ein schriftlicher Partnerschaftsvertrag abzuschließen
(§ 3 Abs. 1 PartGG), sodann ist die Gesellschaft zur Eintra-
gung in das Partnerschaftsregister anzumelden. Dadurch
kann auch eine GbR �ber den Umweg der Partnerschaftsge-
sellschaft durch Gesamtrechtsnachfolge in eine GmbH um-
gewandelt werden. Dem Schritt von der GbR in eine Partner-
schaftsgesellschaft liegt keine Verm�gens�bertragung zu-
grunde.

F�r Architekten, die in einer Einzelpraxis t�tig sind, w�re es
grunds�tzlich m�glich, einen Mitgesellschafter aufzuneh-
men und die neu entstandene GbR bzw. Partnerschafts-
gesellschaft dann formwechselnd in eine GmbH umzuwan-
deln. Dabei muss aber bedacht werden, dass das Architektur-
b�ro nur durch Einzelrechtsnachfolge auf die Gesamthand
�bertragen werden kann und Verbindlichkeiten daher man-
gels Gl�ubigerzustimmung regelm�ßig beim Einbringenden
zur�ckbleiben werden, so dass insoweit keine Haftungsbe-
schr�nkung eintritt.

Der rechtlich vorteilhafte Weg der Gesamtrechtsnachfolge
steht somit uneingeschr�nkt nur den Ingenieuren offen.
Architekten, dis bislang mittels Einzelpraxis t�tig waren,
k�nnen f�r die dabei begr�ndeten Verpflichtungen keine
nachtr�gliche Haftungsbeschr�nkung erlangen. Diese greift
dann erst ab Gr�ndung der GmbH f�r deren T�tigkeit.

Die dargestellten Umwandlungsm�glichkeiten gehen alle-
samt mit der Sachgr�ndung einer GmbH einher, so dass die
entsprechenden Sachgr�ndungsvorschriften anzuwenden
sind. Insbesondere ist ein Sachgr�ndungsbericht zu erstellen
(§ 5 Abs. 4 Satz 2 GmbHG), und die Gesellschafter trifft bei
nicht werthaltigen Sacheinlagen eine Differenzhaftung (§ 9
GmbHG). Dies gilt auch beim Formwechsel einer Partner-
schaftsgesellschaft in eine GmbH. Rechtlich liegt hier zwar
keine Verm�gens�bertragung vor, wirtschaftlich betrachtet
handelt es sich aber ebenfalls um eine Gr�ndung durch
Sacheinlagen.8

II. Steuerliche Behandlung der
Umwandlung

Steuerliches Ziel jeglicher Umstrukturierung ist grunds�tz-
lich, diese steuerneutral zu gestalten, d.h., es sollen keine
stillen Reserven aufgedeckt werden. Aus steuerlicher Sicht
handelt es sich bei der Umwandlung eines Personenunter-
nehmens in eine GmbH ungeachtet dessen, wie der Vorgang
rechtlich gestaltet wird, regelm�ßig um einen Einbringungs-
vorgang. Als Gegenleistung f�r das eingebrachte Betriebs-
verm�gen erh�lt der Einbringende Anteile an der aufneh-
menden GmbH. Dieser Tauschvorgang „Betriebsverm�gen“
gegen „GmbH-Anteile“ f�hrt nach ertragsteuerlichen
Grunds�tzen eigentlich zur Gewinnrealisierung; diese wird
von § 20 UmwStG aber unter gewissen Voraussetzungen
verhindert, um betriebswirtschaftlich sinnvolle Umstruktu-
rierungen nicht durch ertragsteuerliche Belastungen zu be-
eintr�chtigen.

1. Voraussetzungen f�r eine steuerneutrale
Einbringung

Voraussetzung f�r die Steuerneutralit�t ist nach § 20 Abs. 1
Satz 1 UmwStG zun�chst, dass eine qualifizierte betriebliche
Einheit (Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil) ein-
gebracht wird und dass dem Einbringenden als Gegenleistung
neueGesellschaftsrechteanderGmbHgew�hrtwerden.

a) Einbringung einer qualifizierten betrieblichen
Einheit …

Von den genannten qualifizierten betrieblichen Einheiten
m�ssen s�mtliche Wirtschaftsg�ter eingebracht werden, die
als wesentliche Betriebsgrundlagen zu qualifizieren sind.
Nur unwesentliche Wirtschaftsg�ter d�rfen zur�ckbehalten
werden. Dies gilt auch f�r Wirtschaftsg�ter des Sonderbe-
triebsverm�gens. Dabei muss zumindest das wirtschaftliche
Eigentum auf die GmbH �bertragen werden.9 Eine bloße
Nutzungs�berlassung ist nicht ausreichend.10 �bt der Archi-
tekt bzw. Ingenieur seine freiberufliche T�tigkeit in einer
ihm geh�renden Immobilie aus, muss somit grds. auch diese
auf die GmbH �bertragen werden. In diesem Fall kann es
sinnvoll sein, das Grundst�ck vor der Umwandlung auf eine
gewerblich gepr�gte GmbH & Co. KG auszugliedern. Die
Finanzverwaltung sieht darin allerdings eine missbr�uchli-
che Gestaltung i.S. von § 42 AO und will die Steuerneutrali-
t�t f�r den Einbringungsvorgang nicht gew�hren.11 Dieser
Sichtweise hat der BFH nunmehr eine Absage erteilt. Da-
nach k�nnen auch wesentliche Betriebsgrundlagen vor der
Umstrukturierung auf andere Gesellschaften „ausgelagert“
werden, ohne dass dies die steuerliche Beurteilung des Um-
wandlungsvorgangs ber�hrt. Voraussetzung sei lediglich,
dass die �bertragung auf Dauer und nicht nur vor�berge-
hend erfolgt.12 Dies erm�glicht auch, das Grundst�ck vor
der Umwandlung an einen Angeh�rigen zu ver�ußern.13

b) … gegen Gew�hrung von neuen Gesellschaftsrechten
und ggfs. anderen Wirtschaftsg�tern

Zweite Voraussetzung f�r eine steuerneutrale Einbringung
ist, dass dem Einbringenden neue Gesellschaftsrechte an der
GmbH gew�hrt werden. Die Einbringung muss somit im
Rahmen der Gr�ndung der GmbH oder einer Sachkapitaler-
h�hung stattfinden. Die Sachgr�ndung bzw. Sachkapitaler-
h�hung ist abzugrenzen von der sog. „verschleierten Sach-
gr�ndung“, bei der die GmbH bar gegr�ndet und anschlie-
ßend das Aktivverm�gen des Freiberufler-Betriebs an die
GmbH ver�ußert wird. Diese Vorgehensweise f�llt nicht un-
ter § 20 UmwStG, so dass die vorhandenen stillen Reserven
– einschließlich eines nicht bilanzierten immateriellen Pra-
xiswerts – aufzudecken sind.14

8 Vgl. Schmitt/H�rtnagl/Stratz, UmwG/UmwStG, 5. Aufl., § 219 UmwG,
Rdnr. 2.

9 Vgl. hierzu Bay. Landesamt f�r Steuern, 6. 3. 2006 – S 1978c – 6 St 32/
St 33, DB 2006, 644 sowie Kutt, DB 2006, 1132.

10 BMF, 25. 3. 1998 – IV B 7 – 1978 – 21/98, BStBl. II 1998, 268,
Rdnr. 20.08; BFH, 7. 4. 2010 – I R 96/08, BFH/NV 2010, 1749.

11 BMF, 25. 3. 1998 (Fn. 10), Rdnr. 20.09 sowie insb. zum zeitlichen Ab-
stand OFD Karlsruhe, 20. 6. 2006 – S 2241/27 – St 111, NWB DokID:
IAAAB-91100.

12 BFH, 25. 11. 2009 – I R 72/08, BStBl. II 2010, 471; Jebens, BB 2010,
1192.

13 FG M�nster, 30. 10. 2009 – 14 K 2937/06 E, EFG 2010, 369; Rev. BFH
X R 60/09.

14 BMF, 25. 3. 1998 (Fn. 10), Rdnr. 20.04.
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Neben den neuen Gesellschaftsrechten k�nnen dem Einbrin-
genden auch andere Wirtschaftsg�ter – z.B. ein Gesellschaf-
terdarlehen – gew�hrt werden. Dabei ist lediglich darauf zu
achten, dass der Wert der gew�hrten anderen Wirtschaftsg�-
ter den Buchwert des eingebrachten Betriebsverm�gens
nicht �bersteigt, da dies zwingend zu einem Zwischenwert-
ansatz und somit (teilweiser) Gewinnrealisierung f�hren
w�rde (§ 20 Abs. 2 Satz 4 UmwStG). Zur St�rkung des Ei-
genkapitals kann eine etwaige Differenz zwischen dem
Wertansatz des eingebrachten Betriebsverm�gens und dem
Nominalwert der gew�hrten Gesch�ftsanteile auch in die
Kapitalr�cklage (§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB) eingestellt wer-
den.

2. Wertansatzwahlrecht bei der aufnehmenden
Gesellschaft

§ 20 Abs. 2 Satz 1 UmwStG sieht vor, dass die �berneh-
mende Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebsverm�-
gen grds. mit dem gemeinen Wert ansetzen muss, d.h. s�mt-
liche stillen Reserven sind aufzudecken. Werden s�mtliche
wesentlichen Betriebsgrundlagen gegen Gew�hrung von
Gesellschaftsrechten eingebracht und �bersteigen dabei die
Verbindlichkeiten nicht das Verm�gen, hat die aufnehmende
Gesellschaft auf Antrag die M�glichkeit, das eingebrachte
Betriebsverm�gen statt mit dem gemeinen Wert auch mit
dem Buchwert oder einem beliebigen Zwischenwert anzu-
setzen. Dieser Wert gilt f�r den Einbringenden gleichzeitig
als Ver�ußerungspreis (§ 20 Abs. 3 Satz 1 UmwStG).

Ein Ver�ußerungsgewinn beim Einbringenden kann somit
nur durch einen Buchwertansatz auf Ebene der GmbH ver-
mieden werden.

Hinweis: Ein h�herer Ansatz wird dann Sinn machen, wenn
der Einbringende �ber Verluste aus anderen Einkunftsarten
verf�gt und diese mit dem Einbringungsgewinn verrechnen
kann. Gleichzeitig entsteht dann zus�tzliches Abschrei-
bungspotenzial auf Ebene der GmbH.

3. �bergang zur Bilanzierung
Das Architekten- bzw. Ingenieurb�ro muss auf den Um-
wandlungsstichtag eine Schlussbilanz aufstellen, die – abge-
sehen vom unterschiedlichen Eigenkapitalausweis – regel-
m�ßig der Er�ffnungsbilanz der GmbH entspricht. In den
meisten F�llen wird dies mit einem Umstieg von der Einnah-
men-�berschussrechnung zur Bilanzierung verbunden sein,
da Freiberufler-Betriebe unabh�ngig von irgendwelchen
Gr�ßenmerkmalen berechtigt sind, ihre Eink�nfte durch Ge-
winnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG zu ermitteln (Um-
kehrschluss aus § 141 Abs. 1 AO) und dieses Privileg gr�ß-
tenteils auch in Anspruch genommen wird.

Der Wechsel der Gewinnermittlungsart f�hrt regelm�ßig zu
einem sog. �bergangsgewinn, da die noch nicht zugeflosse-
nen Aktiva (v. a. Forderungen und unfertige Leistungen) die
noch nicht abgeflossenen Passiva (Verbindlichkeiten, R�ck-
stellungen) meist deutlich �bersteigen. Eine Verteilung die-
ses �bergangsgewinns auf drei Jahre entsprechend R 4.6
Abs. 1 Satz 4 EStR 2008 ist dabei nicht m�glich.15

Eine Steuerstundung bez�glich des �bergangsgewinns kann
dadurch erreicht werden, dass der Umwandlungsstichtag auf

den 2. 1. eines Jahres gelegt wird, da dann sichergestellt ist,
dass der �bergangsgewinn erst im Jahr der Umwandlung
und nicht etwa bereits im Vorjahr zu versteuern ist. Bei sp�-
ter Abgabe der Einkommensteuererkl�rung f�r das Um-
wandlungsjahr kann erreicht werden, dass die Steuerzahlung
erst im Fr�hjahr des �bern�chsten Jahres f�llig wird.

Hinweis: Bei einem hohen Forderungsbestand kann es sich
auch anbieten, diesen ganz oder teilweise von der Einbrin-
gung auszunehmen. Dies bleibt ohne Auswirkungen auf die
Steuerneutralit�t der Umwandlung, da Forderungen nicht zu
den wesentlichen Betriebsgrundlagen rechnen.16 In diesem
Fall verbleiben die Forderungen im freiberuflichen Betriebs-
verm�gen und m�ssen erst bei Zufluss versteuert werden.

4. Steuerliche R�ckbeziehung der Umwandlung
a) R�ckwirkung f�r Ertragsteuern
Der steuerliche �bertragungsstichtag darf bei Umwandlung
durch Gesamtrechtsnachfolge auf den letzten Bilanzstichtag
zur�ckbezogen werden, wenn dieser h�chstens acht Monate
vor der Handelsregisteranmeldung liegt (§ 20 Abs. 6 S�tze 1
und 2 UmwStG, § 25 Satz 1 UmwStG). Bei Einbringung
durch Einzelrechtsnachfolge kann die Einbringung auf
einen Stichtag zur�ckbezogen werden, der h�chstens acht
Monate vor dem Abschluss des Einbringungsvertrages und
dem �bergang des wirtschaftlichen Eigentums liegt (§ 20
Abs. 6 Satz 3 UmwStG, § 25 Satz 1 UmwStG).

Erfolgen die Handelsregisteranmeldung bzw. der Abschluss
des Einbringungsvertrages bis Ende August, kann der Um-
wandlung somit in beiden F�llen regelm�ßig die letzte Jah-
resbilanz zugrunde gelegt werden, so dass sich die Aufstel-
lung von Zwischenbilanzen er�brigt.

Die R�ckwirkung gilt steuerlich nur f�r die K�rperschaft-
steuer bzw. Einkommensteuer sowie die Gewerbesteuer.
Nach dem Umwandlungsstichtag erzielte Gewinne unterlie-
gen somit bereits bei der GmbH der Besteuerung.

b) Keine R�ckwirkung f�r Umsatz- und Lohnsteuer
Die R�ckwirkung gilt nicht f�r die Umsatzsteuer sowie die
Lohnsteuer. Aus umsatzsteuerlicher Sicht geht das einge-
brachte Architekten- bzw. Ingenieurb�ro erst zu dem im
Einbringungsvertrag vorgesehenen Zeitpunkt bzw. mit Han-
delsregistereintragung der Umwandlung auf die neue GmbH
�ber. Im R�ckwirkungszeitraum muss der einbringende Ar-
chitekt bzw. Ingenieur noch selbst Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen und Lohnsteuer-Anmeldungen einreichen.

Wegen der fehlenden R�ckwirkung unterliegen T�tigkeits-
verg�tungen an die Gesellschafter einer GbR oder Partner-
schaftsgesellschaft im R�ckwirkungszeitraum noch nicht
der Lohnsteuer. Gleichzeitig kommt aber § 15 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 EStG nicht mehr zur Anwendung, so dass diese Verg�-
tungen bereits als Betriebsausgaben der neuen GmbH be-
r�cksichtigt werden k�nnen, soweit sie angemessen sind.17

Es ist zu empfehlen, entsprechende Anstellungsvertr�ge mit
der Personengesellschaft sp�testens am Umwandlungsstich-
tag abzuschließen, um eine Abgrenzung zu bloßen Entnah-
men vorzunehmen.

15 BFH, 13. 9. 2001 – IV R 13/01, BStBl. II 2002, 287, BB 2002, 136 Ls.
16 R�dder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, § 20, Rdnr. 46.
17 BMF, 25. 3. 1998 (Fn. 10), Rdnr. 20.21.
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Bei der Einbringung von Einzelpraxen ist dies nicht m�g-
lich, da anders als bei einer Mitunternehmerschaft und ihren
Gesellschaftern keine unterschiedlichen Rechtstr�ger vor-
liegen. Ein Anstellungsvertrag, der zu Betriebsausgaben bei
der GmbH f�hrt, kann hier somit fr�hestens zum Zeitpunkt
der notariellen Beurkundung des Gesellschaftsvertrags ab-
geschlossen werden. Die Beurkundung der Umwandlung
sollte daher in diesen F�llen nach M�glichkeit bereits zu Be-
ginn des Kalenderjahres erfolgen, um die Gewerbesteuerbe-
lastung bei der GmbH im Umwandlungsjahr gering zu hal-
ten.

III. Unterschiedliche Besteuerung von
GmbH und Freiberufler

Die immer noch große Zur�ckhaltung von Architekten und
Ingenieuren, was die Umwandlung in die GmbH angeht,
h�ngt nicht zuletzt mit Bef�rchtungen zusammen, in der
GmbH einer h�heren Steuerbelastung ausgesetzt zu sein.

Zun�chst ist festzuhalten, dass der Stundungseffekt f�r den
Freiberufler durch die Ist-Besteuerung sowohl bei der Ein-
kommensteuer (durch die Einnahmen-�berschuss-Rech-
nung) als auch bei der Umsatzsteuer (durch die Besteuerung
nach vereinnahmten Entgelten) beim Schritt in die GmbH
nat�rlich wegf�llt. Wie schwer dies zu gewichten ist, h�ngt
wesentlich von den Zahlungszielen und der Zahlungsmoral
der Kunden im Einzelfall ab und kann somit nicht allgemein
quantifiziert werden. Ansonsten sind auf die GmbH und den
Freiberufler v�llig unterschiedliche Besteuerungssysteme
anzuwenden, deren Belastungswirkungen einer genauen
Analyse bed�rfen.

1. Steuerliche Belastung der laufenden
Eink�nfte

a) Abh�ngigkeit der steuerlichen Gesamtbelastung …
Die GmbH unterliegt als juristische Person der K�rper-
schaftsteuer und zus�tzlich – als Gewerbebetrieb kraft
Rechtsform (§ 8 Abs. 2 KStG) – der hebesatzabh�ngigen
Gewerbesteuer. Der BFH h�lt die Gewerbesteuerpflicht f�r
Freiberufler-Kapitalgesellschaften f�r verfassungsgem�ß.18

Eine dagegen gerichtete Verfassungsbeschwerde wurde
nicht zur Entscheidung angenommen.19

b) … von der H�he der Leistungsverg�tung an den
Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrer

Thesauriert die GmbH das nach Abzug der Steuern verblei-
bende Ergebnis, ergibt sich zun�chst keine Steuerbelastung
beim Gesellschafter. Realistischerweise wird es fr�her oder
sp�ter aber zur Aussch�ttung des einbehaltenen Gewinns
kommen, der beim Gesellschafter dann der Abgeltungssteu-
er von 25% zzgl. Solidarit�tszuschlag unterliegt (§ 32d
Abs. 1 Satz 1 EStG).

Beim Freiberufler wird der Gewinn hingegen in voller H�he
direkt der Einkommensteuer unterworfen, ohne dass eine
Zusatzbelastung mit Gewerbesteuer anf�llt. Dadurch ergibt
sich insgesamt eine geringere Belastung als bei der GmbH.

Um die Steuerlast bei der Freiberufler-GmbH und ihren
Gesellschaftern an die des freiberuflichen Personenunter-
nehmens anzun�hern, muss somit ein m�glichst großer

Anteil der Wertsch�pfung mittels Leistungsverg�tung (Ge-
halt, Zins, Miete) an den Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrer
ausgekehrt werden. Dieser Betrag wird dadurch der K�rper-
schaftsteuer und der Gewerbesteuer entzogen und im Rah-
men der �berschusseink�nfte (v.a. Eink�nfte aus nicht-
selbstst�ndiger Arbeit) genauso belastet wie die Eink�nfte
aus freiberuflicher T�tigkeit.

Die wesentliche Leistungsverg�tung im Verh�ltnis zwischen
GmbH und Gesellschafter stellt regelm�ßig das Gesch�fts-
f�hrergehalt dar. Dieses kann um eine Gewinntantieme von
bis zu 50% des Gewinns vor Steuern, die unentgeltliche
�berlassung des Dienst-Pkw f�r Privatfahrten sowie Leis-
tungen aus der betrieblichen Altersversorgung erg�nzt wer-
den. Eine geringere Rolle spielen in der Praxis Zinsen f�r
Gesellschafterdarlehen sowie Mieten f�r der Gesellschaft
�berlassene Wirtschaftsg�ter.

Wenn die genannten Leistungsverg�tungen gezielt einge-
setzt werden, wird es bei der GmbH regelm�ßig nur mehr zu
einem geringen Ergebnisausweis kommen. Wir verweisen
dazu auf den nachfolgenden Punkt d).

c) Fremdvergleich
Je geringer der bei der Gesellschaft verbleibende Anteil des
erwirtschafteten Ertrages ist, umso eher wird die Finanzver-
waltung geneigt sein, im Verh�ltnis zwischen GmbH und
Gesellschafter verdeckte Gewinnaussch�ttungen anzuneh-
men. Damit w�re die angestrebte steuerliche Optimierung
wieder zunichte gemacht. Es muss somit darauf geachtet
werden, dass s�mtliche mit der GmbH abgeschlossenen Ver-
tr�ge einem Fremdvergleich standhalten.

d) Belastungsvergleich
Nachfolgend ist ein Belastungsvergleich zwischen GmbH
und Freiberufler bez�glich der laufenden Eink�nfte darge-
stellt (aus Vereinfachungsgr�nden ohne Ber�cksichtigung
von Zuschlagsteuern). Dem liegt folgender Fall zugrunde:

Ein Ingenieurb�ro mit einem Eigenkapital von 400 Te wird in
eine GmbH eingebracht. Dem ledigen Alleingesellschafter wird
neben einem Gesch�ftsanteil von 50 Te eine bare Zuzahlung
von 350 Te gew�hrt, die er der Gesellschaft als Darlehen �ber-
l�sst. Das Darlehen wird mit 6% p. a. verzinst. Der Gesellschaf-
ter erh�lt ein Gesch�ftsf�hrergehalt von 60 Te j�hrlich sowie
eine Tantieme von 50% des handelsrechtlichen Jahres�ber-
schusses vor Abzug der Tantieme. Die GmbH hat in 2009 einen
Gewinn vor Leistungsverg�tungen und Steuern von 100 Te er-
zielt.

GmbH
Te

GmbH-
Gesell-
schafter

Te

Frei-
berufler

Te

Vorl�ufiges Ergebnis =
freiberuflicher Gewinn 100,0 100,0

Gesch�ftsf�hrergehalt –60,0 60,0

Zinsen Gesellschafterdarlehen 350
Te66%

–21,0 21,0

Zwischenergebnis 19,0

Tantieme 50 % von 19 Te –9,5 9,5

Gewinn vor Steuern 9,5

18 BFH, 27. 4. 2009 – I R 76/03, BFH/NV 2010, 1118.
19 BVerfG, 24 . 2 . 2010 – 1 BvR 2130/09, LEXinform 0927392.
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Betriebssteuern GmbH:

Gewerbesteuer (M�nchen:
Hebesatz 490 %) –1,6

K�rperschaftsteuer 15% –1,4

Jahres�berschuss 6,5

Steuerpflichtiges Einkommen
(ohne Sonderausgaben) 90,5 100,0
Einkommensteuer laut
Grundtabelle 29,9 33,9

Abgeltungssteuer 25% auf 6,5 Te
Gewinnaussch�ttung 1,6

Betriebssteuern GmbH 3,0 –

Gesamtsteuerbelastung 34,5 33,9

Ergebnis des Belastungsvergleichs ist, dass die Gesamt-
steuerbelastung von GmbH und Gesellschafter bei ent-
sprechender Gestaltung in etwa der des Freiberuflers ent-
spricht. Die laufende Ertragsteuerbelastung ist somit kein
Argument f�r oder gegen die Rechtsform der Kapitalge-
sellschaft.

2. Steuerliche Belastung bei Ver�ußerungs-
gewinnen

Bei der �berlegung, ob der Weg in die GmbH beschritten
werden soll, muss auch ber�cksichtigt werden, welche
steuerlichen Belastungen ein etwaiger sp�terer Unterneh-
mensverkauf mit sich bringt. Dies gilt umso mehr, wenn
der Architekt bzw. Ingenieur beabsichtigt, das B�ro rela-
tiv kurzzeitig nach der GmbH-Umwandlung zu ver�ußern.

a) Ver�ußerung von Personenunternehmen
Beim Verkauf von Einzelpraxen bzw. Anteilen an Personen-
gesellschaften unterliegen Ver�ußerungsgewinne grunds�tz-
lich der vollen Besteuerung bei der Einkommensteuer. Ver-
g�nstigungen werden nur gew�hrt, sofern der Ver�ußerer
das 55. Lebensjahr vollendet hat oder im sozialversiche-
rungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunf�hig ist. In diesem
Fall werden folgende Erm�ßigungen gew�hrt:

– Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG von 45000 e: Der Frei-
betrag verringert sich um den Betrag, um den der Ver�u-
ßerungsgewinn 136000 e �bersteigt. Er f�llt somit bei
Gewinnen �ber 181000 e ganz weg.

– Reduzierung des Steuersatzes auf 56% des vollen Durch-
schnittssteuersatzes nach § 34 Abs. 3 EStG:Die Rege-
lung gilt nur bei Ver�ußerungsgewinnen bis zu 5 Mio. e;
der Mindeststeuersatz betr�gt 15%.

Beide Verg�nstigungen werden nur einmal im Leben ge-
w�hrt, wobei beim Freibetrag Ver�ußerungen vor dem 1. 1.
1996 und bei der Tariferm�ßigung Ver�ußerungen vor dem
1. 1. 2001 nicht mitgez�hlt werden (§ 52 Abs. 34 Satz 5
EStG, § 52 Abs. 47 Satz 7 EStG).

Stets zur Anwendung kommt die sog. „F�nftelungsrege-
lung“ nach § 34 Abs. 1 EStG; deren Erm�ßigungswirkung
h�ngt aber stark von der H�he des Ver�ußerungsgewinns
und den im selben Veranlagungsjahr erzielten laufenden
Eink�nften ab.

b) Ver�ußerung von GmbH-Anteilen
Werden die im Rahmen der Umwandlung gew�hrten
GmbH-Anteile sp�ter ver�ußert, unterliegt der Ver�uße-

rungsgewinn dem sog. Teileink�nfteverfahren, d.h. nur
60% des Gewinns werden versteuert (§ 3 Nr. 40 Buchst. c)
i.V.m. § 3c Abs. 2 EStG). Erfolgt die Ver�ußerung jedoch
innerhalb von sieben Jahren seit der Umwandlung, sind die
im Zeitpunkt der Einbringung vorhandenen stillen Reserven
ohne Anwendung des Teileink�nfteverfahrens nachzuver-
steuern, wobei die Besonderheit besteht, dass der sich dabei
errechnende Gewinn f�r jedes Jahr, das seit der Einbringung
vergangen ist, um ein Siebtel verringert (sog. Einbringungs-
gewinn I, § 22 Abs. 1 UmwStG).

§ 16 Abs. 4 und § 34 EStG sind auf den Einbringungsge-
winn I nicht anzuwenden (§ 22 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2
UmwStG). Der verbleibende Gewinn unterliegt dem Teil-
eink�nfteverfahren. Dadurch sollen missbr�uchliche Gestal-
tungen verhindert werden, die darauf abzielen, durch eine
GmbH-Umwandlung kurz vor einer geplanten Betriebsver-
�ußerung eine g�nstigere Besteuerung zu erlangen.

Beispiel:

Ein Architekt bringt seinen Mitunternehmeranteil an einer
Architekten-Partnerschaft im Jahr 2010 zum steuerlichen
Buchwert von 100 Te in eine GmbH ein. Der gemeine Wert
(Verkehrswert) betr�gt 450 Te. Vier Jahre nach der Einbrin-
gung ver�ußert der Gesellschafter seinen GmbH-Anteil f�r
500 Te.

Der Einbringungsgewinn I betr�gt 150 Te ((450 Te . /. 100
Te)63/7) und ist voll zu versteuern. Der verbleibende Ver�uße-
rungsgewinn von 250 Te (500 Te . /. 150 Te . /. 100 Te) unter-
liegt dem Teileink�nfteverfahren.

Denkbar w�re auch, dass nicht die GmbH-Anteile ver�ußert
werden, sondern die Gesellschaft selbst ihren gesamten Ge-
sch�ftsbetrieb verkauft (sog. Asset Deal), der dabei entste-
hende Gewinn an den Gesellschafter ausgesch�ttet und an-
schließend die Gesellschaft liquidiert wird. In diesem Fall
unterliegt der von der Gesellschaft erzielte Ver�ußerungsge-
winn in voller H�he der K�rperschaftsteuer sowie Gewerbe-
steuer. Der Nachsteuergewinn kann an die Gesellschafter
ausgesch�ttet werden und unterliegt bei diesen der Abgel-
tungssteuer.

Der „Asset Deal“ ist somit im Vergleich zum zuvor be-
schriebenen „Share Deal“ grunds�tzlich nachteilig. Dabei
muss aber ber�cksichtigt werden, dass der Erwerber beim
Asset Deal regelm�ßig bereit sein wird, einen h�heren Kauf-
preis zu bezahlen, da er beim Sachkauf anders als beim An-
teilskauf neues Abschreibungspotenzial erwirbt. Welche Va-
riante f�r den Verk�ufer somit letztlich g�nstiger ist, kann
nur im Einzelfall beurteilt werden.

c) Belastungsvergleich
Beim Unternehmensverkauf stellt die GmbH die tendenziell
g�nstigere Variante dar, sofern ein Anteilsverkauf (Share
Deal) erfolgt. Nach Ablauf von sieben Jahren seit der Ein-
bringung des Betriebs unterliegt der gesamte Ver�ußerungs-
gewinn dem Teileink�nfteverfahren. Dabei besteht keine be-
tragsm�ßige Begrenzung. Bei Ver�ußerung eines Personen-
unternehmens hingegen wird der Freibetrag nach § 16
Abs. 4 EStG schon wegen der absoluten H�he des Ver�uße-
rungsgewinns regelm�ßig nicht zur Anwendung kommen.
Es verbleiben dann nur noch die F�nftelungsregelung oder
der erm�ßigte Steuersatz, der aber an eine Reihe von Voraus-
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setzungen gekn�pft ist (Vollendung des 55. Lebensjahres
oder Berufsunf�higkeit, nur einmalige Inanspruchnahme,
betragsm�ßige Beschr�nkung).

IV. Zusammenfassung
Um eine pers�nliche Haftung im Zusammenhang mit der
Berufst�tigkeit auszuschließen, haben Architekten und In-
genieure die M�glichkeit, ihre B�ros in eine GmbH umzu-
wandeln. F�r die vor der GmbH-Gr�ndung eingegangenen
Verpflichtungen haften die Gesellschafter weiterhin pers�n-
lich. Bei einer Umwandlung nach den Vorschriften des
UmwG (Gesamtrechtsnachfolge) ist diese Nachhaftung al-
lerdings auf f�nf Jahre begrenzt.

Der Umwandlungsvorgang kann steuerneutral gestaltet wer-
den, wenn alle wesentlichen Betriebsgrundlagen auf die
GmbH �bergehen und neue Gesellschaftsrechte gew�hrt
werden. Nach neuerer Rechtsprechung besteht die M�glich-
keit, z.B. Immobilien vorab auszugliedern, damit diese nicht
mit in die GmbH eingebracht werden m�ssen. Die Umstruk-

turierung geht regelm�ßig mit einem Verlust der Ist-Be-
steuerung bei den Ertragsteuern und bei der Umsatzsteuer
einher. Bei der laufenden Steuerbelastung der GmbH und
ihrer Gesellschafter gelingt aber eine Angleichung an das
Niveau des Freiberuflers, wenn ausreichend hohe Leistungs-
verg�tungen vereinbart werden.

Beim Verkauf des Unternehmens schneidet die GmbH regel-
m�ßig g�nstiger ab als ein vergleichbares Personenunter-
nehmen, sofern die Ver�ußerung nicht schon innerhalb von
sieben Jahren seit Gr�ndung der Gesellschaft erfolgt.

Die GmbH sollte somit auch von den Angeh�rigen der Pla-
nungsberufe als Mittel zur wirksamen Haftungsbegrenzung
st�rker als bisher ins Auge gefasst werden. Im Hinblick auf
die Vielzahl m�glicher Problemstellungen bei einer derarti-
gen Umstrukturierung (z.B. Grundst�cke im Betriebsver-
m�gen, negatives oder nicht ausreichendes Eigenkapital
beim Freiberufler-Betrieb, Vorhandensein von Erg�nzungs-
bilanzen etc.) ist dabei eine fundierte Beratung durch den
Steuerberater unverzichtbar.

Kostenrecht

Dr. Dirk W�llenkemper, Richter am Finanzgericht, Essen

Zum Streitwert in kindergeldrechtlichen Verfahren

Der Streitwertkatalog f�r die Finanzgerichtsbarkeit
sieht bei der Streitwertberechnung in Kindergeldsachen
bei der Aufhebung oder Ablehnung einer unbefristeten
Festsetzung die Hinzurechnung eines Jahresbetrags zu
den bis zum Verfahrensbeginn geforderten Kindergeld-
betr�gen vor. Damit soll dem Interesse des Kl�gers Rech-
nung getragen werden, eine in die Zukunft wirkende
Festsetzung zu erreichen. Dieses Interesse besteht jedoch
in der Praxis eher selten. Die Beteiligten w�nschen viel-
fach nur die Pr�fung eines bestimmten Zeitraums. In
diesen F�llen erscheint es geboten, keinen Jahresbetrag
hinzuzurechnen.

I. Leitlinien nach dem Streitwertkatalog f�r
die Finanzgerichtsbarkeit

In Verfahren vor den Finanzgerichten setzt das Gericht den
Streitwert gem�ß § 63 Abs. 2 Satz 2 GKG nur dann fest,
wenn ein Beteiligter oder die Staatskasse die Festsetzung be-
antragt oder das Gericht sie f�r angemessen h�lt. Ansonsten
ermittelt der Beamte des gehobenen Dienstes den Streitwert,
der dann der Kostenberechnung bzw. der Berechnung der
außergerichtlichen Kosten des Kl�gers zugrunde gelegt
wird.

Um die Streitwertermittlung zu vereinheitlichen und f�r die
Beteiligten vorhersehbar zu machen, haben die Pr�sidenten

der Finanzgerichte der Bundesrepublik Deutschland im Juni
2009 einen Streitwertkatalog beschlossen.1 Dieser Katalog
enth�lt eine Zusammenstellung der finanzgerichtlichen
Rechtsprechung zur Streitwertfestsetzung. Er enth�lt keine
verbindlichen Vorgaben, sondern versteht sich als bloße
Empfehlung. F�r den gehobenen Dienst stellt er gleichwohl
eine Leitlinie von nicht zu untersch�tzender Bedeutung dar.

F�r kindergeldrechtliche Verfahren sieht der Streitwertkata-
log je nach Streitgegenstand unterschiedliche Berechnungen
vor:

1. Differenzierung nach R�ckforderung und Ab-
lehnung oder Aufhebung einer Festsetzung
von Kindergeld auf unbestimmte Dauer

Ist Gegenstand des Verfahrens ausschließlich die R�ckfor-
derung von Kindergeld, so bemisst sich der Streitwert nach
dem strittigen R�ckforderungsbetrag.

Geht es dagegen um die erstmalige Festsetzung von Kinder-
geld auf unbestimmte Dauer oder um die Aufhebung einer
solchen Festsetzung, so soll der Jahresbetrag des Kindergel-
des zuz�glich der bis zur Klageerhebung entstandenen bzw.
zu zahlenden Betr�ge maßgeblich sein.

1 RVGreport 2010, 48. Der Streitwertkatalog findet sich auch auf den In-
ternetseiten der Finanzgerichte (z. B. http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/
aufgaben/Kosten_Streitwert/streitwertkatalog_2009.pdf).


